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271 Verordnung 
betreffend Verlängerung der Wirkſamkeit der Rechtsverordnung betreffend Genehmigungserfordernis für 
für die Niederlaſſung zuziehender Arzte, Zahnärzte und Heilfundiger vom 7. Juli 1933. 
| Bom 7. Dezember 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes verordnet: 


§ 1 
Die Geltungsdauer der Rechtsverordnung betreffend Genehmigungserfordernis für die Nieder⸗ 
laſſung zuziehender Arzte, Zahnärzte und Heilkundiger vom 7. Juli 1933 (G. Bl. S. 321) wird bis 
zum 31. Juli 1934 verlängert. f | 
82 


Die Verordnung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 
Danzig, den 7. Dezember 1933. : 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greifer Dr. Kluck 


272 Rechtsverordnung 
zur Beſeitigung der Mißſtände im Auktionatorengewerbe. 
Vom 3. Dezember 1933. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 66 und 79 in Verbindung mit 8 2 Abſatz d des Geſetzes zur Behebung 


der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft 
bis zur endgültigen Regelung des Gewerbes der Verſteigerer verordnet: 


8 1 ee 
Die Ausübung des Gewerbes eines Verſteigerers kann unterſagt werden, wenn der Gewerbe⸗ 
treibende für die ordnungsmäßige Ausübung dieſes Gewerbes keine Gewähr bietet. 


8 2 f ee 
i ispolizeibehörd izei⸗Präſi | die Fortſetzung des Gewerbes vor- 

Die Kreispolizeibehörde (Polizei⸗Präſident, Landrat) kann 
läufig verbieten. Sie hat in dieſem Falle unverzüglich nach Ausſpruch des Verbots das Verfahren 
auf Unterfagung des Gewerbebetriebes gemäß § 119 des Zuſtändigkeitsgeſetzes in der Faſſung des 
Artikels II, § 2 der Rechtsverordnung des Senats vom 7. Januar 1927 (G. Bl. S. 42) einzuleiten. 


I 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 12. 1933.) 
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§ 3 
Die gegen die Unterfagung gerichtete Klage hat für das Verbot keine aufſchiebende Wirkung, ſo⸗ 
fern nicht das Verwaltungsgericht die Unterſagung aufhebt. 


8 4 
Wer das Gewerbe eines Verſteigerers trotz einer Unterſagung ($ 1) oder trotz eines vorläufigen 
Verbots (§ 2) fortſetzt, wird mit Geldſtrafe beſtraft, an deren Stelle im Falle der Nichtbeitreibbar⸗ 
keit entſprechende Haft tritt. 


§ 5 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Den Zeitpunkt ſeiner Außer⸗ 
kraftſetzung beſtimmt der Senat. 
Danzig, den 8. Dezember 1933. 
g Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


273 Verordnung 
zur Anderung des Opiumgeſetzes. 
Vom 9. Dezember 1933. | 


Auf Grund des $ 1, Ziffer 49 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1 
Das Geſetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Opiumgeſetz) vom 9. April 1932 (G. Bl. 
S. 197) wird wie folgt geändert: 
a) Im § 1 wird als Ab]. 2 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
Stoffe, aus denen fic) die im Abſ. 1 genannten Stoffe oder die dieſen auf Grund des 
Abſ. 2 gleichgeſtellten Stoffe herſtellen laſſen, können den in Abſ. 1 genannten Stoffen 
durch eine Verordnung des Senats gleichgeſtellt werden. i 
b) Im § 1 Abſ. 3 werden in der vorletzten Zeile hinter den Worten „nach Abſ. 2“ die Worte 
„oder Abſ. 2 a“ eingefügt. FE 
c) $ 1 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 
Durch eine Verordnung des Senats kann beſtimmt werden, daß gewiſſe Stoffe oder | 
Zubereitungen einzelnen Vorſchriften dieſes Geſetzes oder einzelnen auf Grund des Geſetzes 
erlaſſenen Beſtimmungen nicht unterſtehen. 


8 2 
Die Verordnung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 
Danzig, den 9. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Kluck 


274 Verordnung 


über die Abänderungen von Vorſchriften des Disziplinarrechts. 
Vom 16. Dezember 1933. 


Auf Grund von $ 1 Ziffer 21 e, $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel | < : 
Das Geſetz betr. Anderungen von Vorſchriften des Disziplinarrechts vom 6. 7. 23 (G. Bl. S. 763), 
abgeändert durch die Rechtsverordnungen zur Abänderung von Vorſchriften des Disziplinarrechts vom 
11. 1. 1929 (G. Bl. S. 25) und vom 22. 5. 1931 (G. Bl. S. 91) wird, wie folgt, geändert: 
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1. In Artikel I $ 1 Satz 1 iſt hinter „unmittelbaren“ zu ſetzen: „und mittelbaren“. 
2. Artikel II § 2 erhält folgende Faſſung: 

Für den Gerichtspräſidenten, die Staatsräte und die Beamten in der Beſ.⸗Gruppe der Senats⸗ 
räte iſt der Disziplinarhof allein zuſtändig. 

3. In Artikel II $ 1 Satz 1 ijt zu ſtreichen: „als Disziplinargerichte“. 
4. Artikel II § 3 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Richtet ſich das Verfahren gegen nichtrichterliche Beamte, ſo ſollen in der Regel zwei Mit⸗ 
glieder richterliche Mitglieder des Verwaltungsgerichts oder bei dem Landgericht oder einem Amts⸗ 
gericht angeſtellte Richter ſein. 

5. Artikel II § 3 Abſ. 1 Satz 4 it zu ſtreichen. 
6. Artikel II § 4 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Mitglieder, die in erſter Inſtanz bei Erlaſſung der angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt 
haben, ſind in zweiter Inſtanz von der Mitwirkung ausgeſchloſſen. 

7. Artikel II § 4 Why. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Richtet ſich das Verfahren gegen nichtrichterliche Beamte, ſo ſollen in der Regel drei Mit⸗ 
glieder dem Obergericht oder dem Oberverwaltungsgericht in richterlicher Stellung angehören. 
8. Artikel II § 4 Abſ. 2 Satz 3 iſt zu ſtreichen. 
9. Hinter Artikel II § 4 wird folgender Paragraph 4a neu eingefügt: 
§ 4a 

Die Mitglieder der Disziplinarkammer und des Disziplinarhofes werden für die Dauer von 
6 Monaten vom Senat ernannt. Ihr Amt endet auch mit dem Erlöſchen des von ihnen z. Zt. 
der Ernennung bekleideten Staatsamtes. 

Die Amtsdauer der gegenwärtigen Mitglieder der Disziplinarkammer und des Disziplinar⸗ 
hofes endet mit dem 31. Dezember 1933. : 


Artikel II 
1. Die Beſtimmungen des Art. I $ 1 und des Art. II des Geſetzes zur Abänderung von Vorſchriften 
des Disziplinarrechts vom 6. 7. 23, abgeändert durch die Verordnungen vom 11. 1. 1929 und vom 
22. 5. 1931, in der Faſſung dieſer Verordnung finden, ſoweit nachſtehend nichts anderes beſtimmt 
iſt, auch auf alle mittelbaren Staatsbeamten Anwendung. 
2. Für die mittelbaren Staatsbeamten gilt an Stelle des § 81 des R. B. G. folgender § 81a: 
Geldſtrafen können verhängt werden 
J. bis zum höchſten zuläſſigen Betrage (§ 74 Nr. 3 R. B. G.): 
1) vom Senat gegen alle mittelbaren Staatsbeamten, 
2) von den Landräten als Vorſitzenden der Kreisausſchüſſe gegen die Beamten des Kreiſes, 
mit Ausnahme der Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der Kreisdeputierten, 
3) von den Bürgermeiſtern gegen alle ſtädtiſchen Beamten, mit Ausnahme der Mitglieder 
des Magiſtrats; 
II. bis zur Höhe von 10 G: 
1) von den Landräten gegen die ihnen ſelbſt untergebenen Beamten, ſowie gegen die Be⸗ 
amten der ihnen untergeordneten Behörden. 
2) von den Amtsvorſtehern gegen die Beamten des Amtsbezirks. 


Artikel III 

Soweit bisher mittelbare Staatsbeamte ohne ein förmliches Disziplinarverfahren aus ihrem Amte 
entlaſſen werden konnten, bleiben die hierüber beſtehenden Beſtimmungen unberührt. 

Unbeſoldete Kreis- und Gemeindebeamte können auch vor Ablauf ihrer Amtsperiode durch die 
Aufſichtsbehörde von ihren Amtern entbunden und ihre Befugniſſe auf einen Staatsbeauftragten über⸗ 
tragen werden. Die disziplinarrechtlichen Beſtimmungen bleiben hierdurch unberührt. 

Artikel IV 

Anhängige Disziplinarverfahren gehen mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung in der Lage, in 
der ſie ſich befinden, auf die nach dieſer Verordnung zuſtändigen Behörden über; Maßnahmen, die nach 
den bisherigen Geſetzen getroffen ſind, bleiben rechtswirkſam. 
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Artikel V 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 


Artikel VI 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1934 in Kraft. 
Danzig, den 16. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer von Wnuck 


27⁵ Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. 
Vom 14. Dezember 1933. 
Auf Grund des § 7 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 9. April 1927 (G. Bl. S. 179) wird 
hiermit verordnet: 
Artikel I 
Die Fernſprechordnung wird wie folgt geändert: 
1. § 5, II B Abſ. 3 erhält folgenden Zuſatz: 
Einrichtungsgebühren für die beim Übergang der Anlage geänderten Teile werden in der Höhe gut⸗ 
gerechnet, wie es nach § 13, IV Abſ. 2 zu geſchehen hätte, wenn die Anlage poſteigen bliebe. 
2. Im $ 9, II it unter 2 a) in der erſten Zeile ſtatt „30“ die Zahl 15 und unter b) Zeile 4 ſtatt 
„30“ die Zahl 20 zu ſetzen. 
3. Im $ 10, I iſt im zweiten Satz ſtatt „0,60 Gulden“ zu ſetzen: „0,40 Gulden“, 
4. § 11 erhält folgenden Wortlaut: 
§ 11 
Fernſprechteilnehmer 

1. Fernſprechteilnehmer, d. h. Inhaber von Hauptanſchlüſſen, können ſein: natürliche und jurt- 
ſtiſche Perſonen. Bei Perſonenvereinigungen, die keine eigene Rechtsperſönlichkeit beſitzen, ſind Teil⸗ 
nehmer diejenigen, die nach den allgemeinen Rechtsvorſchriften Träger der Rechte und Pflichten der 
Vereinigung ſind; neben ihnen gilt auch die Vereinigung ſelbſt als Teilnehmer. Bei Anſchlüſſen 
einer öffentlichen Behörde oder Anſtalt des öffentlichen Rechts wird die Behörde ſowie die Anſtalt 
als Teilnehmer behandelt. 

2. Der Teilnehmer iſt auch Inhaber der mit ſeinem Hauptanſchluß verbundenen Nebenan⸗ 
ſchlüſſeß; Dritte, denen die Inhaber von Hauptanſchlüſſen Nebenanſchlüſſe überlaſſen, find nicht 
Teilnehmer. 

5. § 13, V Abſ. 4 erhält folgenden Wortlaut: 

4. Andert fi bei einer Übertragung der Name des Teilnehmers, fo wird eine Umſchreib⸗ 
gebühr von 4 Gulden erhoben. Dieſe Gebühr muß auch entrichtet werden, wenn bei Nebenan⸗ 
ſchlüſſen Dritter ein Wechſel in der Perſon eintritt. 

6. Im § 15, I erhält der zweite Satz folgenden Wortlaut: 

Offentliche Sprechſtellen können ſich befinden 
a) bei Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten, 
b) an Orten ohne Telegraphenanſtalt in den von der Gemeinde zur Verfügung geſtellten 
Räumen (gemeindliche öffentliche Sprechſtellen), 

c) an anderen geeigneten Stellen auf Straßen und Plätzen und in öffentlichen Gebäuden, 
d) in Geſchäfts⸗ und Wohnräumen von Privaten. 

7. § 15, V erbált folgenden Wortlaut: c 

Für die Benutzung der öffentlichen Sprechſtellen gelten ſinngemäß die Vorſchriften für die 
Teilnehmerſprechſtellen, ſoweit nichts Beſonderes beſtimmt iſt. Der Benutzer einer öffentlichen Sprech⸗ 
ſtelle mit Münzfernſprecher hat keinen Anſpruch auf Erſtattung der vom Münzfernſprecher verein⸗ 
nahmten Beträge. 

8. § 15, VI erhält folgenden Wortlaut: 

VI Die Bedingungen für die Einrichtung von öffentlichen Sprechſtellen bei Privaten (I unter d) 

ſetzt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſt. 
9. § 15, VII iſt zu ſtreichen. 


IAS 


11. 


12. 


13. 


14. 


15. 
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. $ 16, V Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 


2 Ortsgeſprächsverbindungen können zuguniten der Ferngeſpräche und der Übermittlung an- 
gekommener Blitztelegramme durch Fernſprecher unterbrochen werden. Die Fälligkeit der Gebühren 
wird hierdurch nicht berührt. 

Im § 17, IX treten folgende Anderungen ein: 
a) Die Why. 1 und 2 erhalten folgenden Wortlaut: 

1. Die Dauer aller Geſpräche iſt innerhalb der Dienſtzeiten der Vermittlungsſtellen 
in der Regel unbeſchränkt, doch kann die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zur Auf⸗ 
rechterhaltung eines ordnungsmäßigen Betriebs die Geſprächsdauer beſchränken. 

b) Wb). 3 wird Abſ. 2. 
c) Abſ. 4 erhält folgenden Wortlaut: 
3 Für die Dauer der Stundenverbindungen gilt § 19 a. 
§ 19, I Abſ. 10 erhält folgenden Wortlaut: 

10. Die Gültigkeit der Anmeldung eines XP- oder XPL-Gelprads endigt an dem auf die 
Anmeldung folgenden Tage mit Schluß des Tagesdienſtes oder mit Ablauf des Tages. 

§ 19, II Why. 10 erhält folgenden Wortlaut: 

10 Die Gültigkeit der Anmeldung eines V-Geſprächs richtet ſich nach § 17, V Abſ. 1; ſie 
wird jedoch auf Wunſch des Anmelders um 24 Stunden verlängert. 

Im $ 19a Abſ. 3 erhalten die Buchſtaben b und c folgenden Wortlaut: 
b) an Werktagen in der Zeit von 8 bis 9 Uhr und 13 bis 19 Uhr ſowie an Sonn- und 
Feiertagen in der Zeit von 8 bis 19 Uhr der volle Betrag, 
c) an Werktagen in der Zeit von 9 bis 13 Uhr der doppelte Betrag 
§ 20 erhält folgenden Wortlaut: 


8 20 


Monatsgeſpräche 
I Monatsgeſpräche find Ferngeſpräche auf Entfernungen von mehr als 5 Kilometer, die täglich 
oder werktäglich zwiſchen denſelben Teilnehmerſprechſtellen zur gleichen, im voraus vereinbarten 
Zeit ſtattfinden und mindeſtens für einen ganzen Kalendermonat beſtellt werden. Sie dürfen nur 
perſönliche und geſchäftliche Angelegenheiten der Beteiligten betreffen. 


II 1 Die Monatsgeſpräche find vom Teilnehmer ſchriftlich bei ſeinem Fernamt zu beantragen. 
Die Anträge werden mad der Zeitfolge ihres Eingangs berückſichtigt, ſoweit die beſtehenden 
Vereinbarungen und die Verkehrslage es zulaſſen. 

2 Bei einer Vereinbarung, die im Laufe eines Kalendermonats beginnt, reicht die Monats⸗ 
dauer bis zum Ablauf des nächſten Kalendermonats. Die Vereinbarung kann vom Antragſteller 
und von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung mit achttägiger Friſt auf den Schluß des Kalender- 
monats ſchriftlich gekündigt werden, andernfalls läuft ſie von Monat zu Monat weiter. 

III 1 Für Monatsgeſpräche wird erhoben in der Zeit von 


a) 21 bis 8 Uhr. 8 > 5 5 , ; 8 5 der halbe Betrag, 

b) 19 bis 21 Uhr. : 8 A 5 8 8 zwei Drittel, 

c) 8 bis 9 Uhr und 13 bis 19 Uhr P 2 5 z = a der volle Betrag, 

d) 9 bis 13 Uhr. A der Doppelte Betrag 


der Gebühr für gleich lange gewöhfnliche Ferngeſpräche in der Zeit von 8 bis 19 Uhr 
(S 17, II Abſ. 1). 
2 Der Monatsbetrag ijt im voraus fällig. Er wird nach einer mittleren Monatsdauer von 
30 Tagen oder bei Geſprächen, die nur an Werktagen hergeſtellt werden, nach einer mittleren 
monatlichen Werktagszahl von 25 Tagen berechnet. Bei Vereinbarungen, die im Laufe eines Ka⸗ 
lendermonats beginnen, wird bis zum Monatsende ein Dreißigſtel oder bei Geſprächen, die nur 
an Werktagen hergeſtellt werden, ein Fünfundzwanzigſtel der Monatsgebühr für den Tag erhoben. 
IV 1 Die Verbindung für ein Monatsgeſpräch wird zwiſchen den beiden Sprechſtellen von Amts 
wegen zur feſtgeſetzten Zeit ausgeführt, wenn nicht gerade ein anderes Geſpräch im Gange iſt oder 
eine Anmeldung für ein dringendes Staatsgeſpräch vorliegt. 
2. Wenn die Verkehrslage es zuläßt, kann ein Monatsgeſpräch auf Wunſch über die verein⸗ 


barte Dauer hinaus fortgeſetzt werden. Für jede volle oder angefangene überſchießende Minute 


wird ein Drittel der Gebühr erhoben, die bei Beginn der Geſprächsminute für ein vo 
von 3 Minuten Dauer nach III Abſ. 1 zu zahlen it. 


{ 


16. 
1615 


18. 
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V1 Wenn eine Geſprächsverbindung durch Schuld der Teilnehmer nicht benutzt oder nicht 
voll ausgenutzt worden iſt, wird kein Ausgleich gewährt und keine Gebühr erſtattet. 


2 Iſt eine Geſprächsverbindung aus Gründen, die die Poſt- und Telegraphenverwaltung zu 
vertreten hat, nicht zuſtande gekommen oder vorzeitig unterbrochen worden, ſo wird möglichſt in 
derſelben Verkehrszeit ein Ausgleich geboten. Iſt ein Ausgleich nicht möglich oder wird er vom 
Teilnehmer nicht angenommen, ſo wird auf Antrag ein Dreißigſtel oder bei Geſprächen, die nur 
an Werktagen hergeſtellt werden, ein Fünfundzwanzigſtel des Monatsbetrags oder ein der Ge— 
ſprächsdauer entſprechender Teilbetrag davon erſtattet. 


Im $ 22, III Why. 1 it im erſten Satz ſtatt „1,20 Gulden“ zu ſetzen: 1,00 Gulden. 


Im § 22, III Abſ. 3 ijt im Satz 2 ſtatt „Gebühren nach § 5, III A Ziffer 2“ zu ſetzen: Ge 
bühren für Nebenanſchlußleitungen 


§ 27, I und II erhalten folgenden Wortlaut: 


I 1 Die Mindeſtdauer des Teilnehmerverhältniſſes (Mindeſtüberlaſſungsdauer) beträgt bei 
poſteigenen Einrichtungen 
a) ein Jahr: 
für Hauptanſchlüſſe, 
für Nebenſtellenanlagen mit einfachen Vermittlungseinrichtungen (Zwiſchenſtellenum⸗ 
ſchalter und Klappenſchränke); 
für Nebenanſchlußleitungen nach Nebenſtellen, die nicht auf dem Grundſtück der Haupt⸗ 
ſtelle liegen; 
b) fünf Jahre: 
für Nebenſtellenanlagen mit Rückſtellklappenſchränken und Glühlampenſchränken, für 
Reihenanlagen und für kleine Nebenſtellenanlagen zu Selbſtanſchlußbetrieb; 
c) zehn Jahre: 


für größere Nebenſtellenanlagen zu Selbſtanſchlußbetrieb. 
Für Fernſprecheinrichtungen, die nicht unter a) bis c) aufgeführt ſind, beſteht keine Mindeſtüber⸗ 
laſſungsdauer. Uber die Mindeſtüberlaſſungsdauer für Ausnahme⸗Querverbindungen und beſondere 
Telegraphen |. § 6, VIII und § 24, II Abi. 4. 


2 Eine neue Mindeſtüberlaſſungsdauer beginnt, wenn bei vorhandenen poſteigenen Neben⸗ 
ſtellenanlagen weſentliche Veränderungen im Aufbau der Anlage eintreten, mit der Fertigſtellung 
der Veränderungen; ſie richtet ſich nach der Art der durch die Veränderung geſchaffenen Anlage. 
Was als weſentliche Veränderung anzuſehen iſt, beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 


3 Die Mindeſtüberlaſſungsdauer erſtreckt ſich bei Nebenſtellenanlagen auf die Vermittlungs- 
einrichtung, bei Reihenanlagen auf ſämtliche Reihenſtellen. Was kleine und größere Nebenitellen- 
anlagen zu Selbſtanſchlußbetrieb find, ſetzt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſt. 


4 Fällt das Ende der Mindeſtüberlaſſungsdauer nicht mit dem Ablauf eines Kalender: 
monats zuſammen, fo endet das Teilnehmerverhältnis mit dem Ablauf des Kalendermonats. Er⸗ 
geht nicht einen Monat vorher eine ſchriftliche Kündigung, ſo verlängert ſich das Teilnehmerver⸗ 
hältnis weiter auf unbeſtimmte Zeit. 


II 1 Der Teilnehmer und die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung können Fernſprecheinrich⸗ 
tungen, deren Mindeſtüberlaſſungsdauer abgelaufen iſt oder für die keine Mindeſtüberlaſſungsdauer 
feſtgeſetzt iſt, jederzeit zum Ende eines Kalendermonats unter Einhaltung einer einmonatigen Kün⸗ 
digungsfriſt ſchriftlich kündigen. Die Beſtimmungen im $ 6, VIII und § 24, II Abſ. 4, daß die 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung Ausnahme⸗Querverbindungen und beſondere Telegraphen vor 
Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer kündigen kann, bleiben unberührt. 


2 Die Kündigung nach Ab]. 1 und nach I Abſ. 4 gilt als rechtzeitig bewirkt, wenn fie dem 
anderen Teile am dritten Werktag des Monats zugeht, zu deſſen Ende das Teilnehmerverhältnis 
gelöſt werden ſoll. 


3 Eine Kündigung iſt auch erforderlich, wenn der Teilnehmer einzelne Teile der Einrichtung 


aufgeben will. Die Kündigung ſämtlicher Hauptanſchlüſſe einer Nebenſtellenanlage umfaßt auch 


| die Kündigung der damit verbundenen Nebenanſchlüſſe und ſonſtigen Einrichtungen.“ Uber die Ge⸗ 


bühren, die bei der Aufgabe einer Nebenſtellenanlage vor Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer 


weiterzuzahlen ſind, ſ. unter VI Abi. 2. 
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19. $ 27, IV Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 


1 In teilnehmereigenen und privaten Nebenitellenanlagen gelten für die Mindeſtüberlaſſungs⸗ 
dauer und die Kündigung poſteigener Einrichtungen die Beſtimmungen unter I Abſ. 1 und 4 und 
unter II. 


20. Im § 27, VI Abſ. 2 ijt ſtatt „(1 Why. 2 und 3)“ zu ſetzen: (I Why. 1 und 2) 
21. § 27, VII erhält folgenden Wortlaut: 


VII Gekündigte poſteigene Fernſprecheinrichtungen werden auf Koſten der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung aufgehoben. 


22. § 27, VIII erhält folgenden Wortlaut: 


VIII 1 Für Ausſtellungen, Meſſen, Tagungen und ähnliche Veranſtaltungen von vorüber⸗ 
gehender Dauer können nach dem Ermeſſen der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung Anſchlüſſe auf 
die verlangte Zeitdauer hergeſtellt werden, wenn die Antragſteller die Koſten der Einrichtung und 
Aufhebung erſtatten. Feſte Einrichtungsgebühren werden nicht erhoben. Für die Dauer der Be⸗ 
nutzung werden die laufenden Gebühren anteilmäßig berechnet, ſie ſind aber mindeſtens in Höhe 
einer Monatsgebühr zu entrichten. 

2 Die Beſtimmungen des Abſ. 1 gelten auch, wenn Teilnehmer in außergewöhnlichen Fällen, 
z. B. wegen Krankheit, vorübergehend beſondere Fernſprecheinrichtungen nötig haben. Überſteigt 
die Benutzung der Fernſprecheinrichtungen ein Vierteljahr, ſo iſt der Teilnehmer verpflichtet, die 
feiten Einrichtungsgebühren abzüglich der Einrichtungskoſten nach § 9, I nachzuzahlen, und Ein⸗ 
richtungen, für die im $ 27, I eine Mindeſtüberlaſſungsdauer vorgeſehen it, bis zu deren Ablauf 
zu behalten. 

Artikel II 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. Die im Artikel 1 Punkt 18 für Haupt⸗ 
anſchlüſſe feſtgeſetzte Mindeſtüberlaſſungsdauer von einem Jahre wird bei Hauptanſchlüſſen, die vor 
dem 1. 7. 1933 in Betrieb genommen oder die nach § 30, IV ohne Erhebung einer Einrichtungs- 
gebühr wiedereingerichtet worden ſind, nicht in Anſpruch genommen. 

Danzig, den 14. Dezember 1933. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


